
Sehr geehrter Herr Zbinden 
 
Der Verband Bernischer Gemeinden (VBG) bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum 
Entwurf der BSIG-Weisung Abrechnung Lastenausgleich Soziales 2023. 
 
Wir haben die folgenden Bemerkungen und Anliegen: 
 

• BSIG-Weisung, Ziffer 3 (Einreichung der SHR und der DWH): 
Die Abrechnung der Prämienverbilligung wird als Wert in die Gesamtabrechnung eingetragen. 
2023 lieg die Abrechnung des ASV per 29. März 2023 nicht vor. Somit kann die SHR 
theoretisch nicht korrekt eingereicht werden. 
 
In diesem Zusammenhang ersuchen wir Sie, beim ASV zu intervenieren, damit die definitiven 
ASV-Abrechnungen spätestens per Ende Februar vorliegen, damit die Gemeinden ihrerseits 
die Fristen für den Abschluss der Gemeinderechnungen einhalten können. 
 

• BSIG-Weisung, Ziffer 4 (Prüfungsunterlagen): 
«Schlussabrechnung des Amts für Sozialversicherungen betreffend 
Prämienverbilligungsbeiträge sowie die Kontoauszüge des Abrechnungsjahres (2023) und 
Folgejahres (2024)»: Hier stellt sich die Frage, von welchem Konto Kontoauszüge 
einzusenden sind. Bilanzkonto mit Sollstellung und Abrechnung ASV? Die Auszüge der 
Konten aller betroffenen Sozialhilfebezüger ginge definitiv zu weit. 
 

• Revisionstechnisches Kontrollblatt Anhang 2: 
Wir regen an, dort eine zusätzliche Kontrollfrage einzubauen, mit welcher bestätigt werden 
kann, ob die Genehmigung des ASV für die Prämienverbilligungen vorliegt oder nicht. 
 

Schliesslich erlauben wir uns einen grundsätzlichen Hinweis: Die Aufgaben der Sozialdienste 
wachsen ständig durch die gesellschaftlichen Veränderungen ebenso wie durch neue Gesetze (z.B. 
SLG, KFSG…) und Regelungen. Der Kanton hat die Fallpauschalen in der Sozialhilfe eingeführt, aber 
keine klare Definition der damit verbundenen Aufgaben/des nötigen Aufwandes vorgenommen. Dies 
müsste gemeinsam zwischen Kanton, Gemeinden und der Praxis nachgeholt werden, damit die Höhe 
der Fallpauschalen in Zukunft periodisch auch überprüft werden kann. Wir ersuchen Sie daher, die 
nötigen Grundlagen für die periodische Überprüfung der Fallpauschalen zu schaffen. Dies sollte in 
Kooperation mit dem Kindes- und Erwachsenenschutz-Bereich geschehen, wo man schon einen 
Schritt weiter ist bezüglich der Definition der Pauschalen. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Bemerkungen und Anliegen bestens. 
 
Freundliche Grüsse 
Jürg Wichtermann 
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